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Zum Beginne der Thätigkeit des Verwaltungs- 
gerichtshofes. 


Dieſe Blätter haben ſeit ihrem Beſtande die Frage der Verwal⸗ 
tungsgerichtsbarkeit nicht aus dem Auge gelaſſen, wie es die namhafte 
Zahl der dieſem Gegenſtande gewidmeten Arbeiten nachweist. f 

Nicht genug damit haben dieſelben durch die in jeder einzelnen 
Nummer unter der Rubrik „Mittheilungen aus der Praxis“ veröffent⸗ 
lichten adminiſtrativen Entſcheidungen einen Einblick in die adminiſtrative 
Spruchpraxis eröffnet, wodurch dieſe Entscheidungen dem Forum der 
Wiſſenſchaſt und der rechts verſtändigen öffentlichen Meinung 5 lange vor 
dem Beſtande eines Verwaltungsgerichtshofes zur Urtheilsſchöpfung vor⸗ 
gelegt worden ſind. ö 

Die mitgetheilten Entſcheidungen haben den vollen Beweis er⸗ 
bracht, daß die administrative Spruchpraxis in Oeſterreich das Licht. der 
Oeffentlichkeit nicht zu ſcheuen hat, und daß ſie mit Ruhe der Thätig⸗ 
keit des Verwaltungsgerichtshofes entgegenſehen kann. ii 

Es liegt ſomit nahe, daß dieſe Blätter den Beginn der Thätig⸗ 
keit einer Juſtitution nicht mit Stillſchweigen übergehen, deren prakti⸗ 
ſche Zwecke ſie durch Jahre vorher theoretisch verfolgt haben. 

Am 2. Juli dieſes Jahres hat der mit dem Geſetze vom 22. Octo⸗ 
ber 1875, R. G. Bl. Nr. 36 des Jahres 1876 errichtete Verwaltungs⸗ 
ichtshof ſeine Thätigkeit begonnen. 5 8 
in 105 bi 1 berechtigte Spannung, mit welcher der Thätig⸗ 
keit des Verwaltungsgerichtshofes entgegengeſehen wird, hat einerſeits 
in der unermeßlichen Wichtigkeit des deſſen Judicatur unterſtellten Ge⸗ 


| 8 
| verwaltungsjurisdictionellen Organismus aufzufaſſen; in dieſer Auffaſſung 


gef. rechtzeitige Erneuerung, des Abonnements, und zwar wenn irgend 


ganzjährig 4 fl. — kr. 
halbjährig 2 fl. — kr. 


vierteljährig 1 fl. — kr. 


bietes: der Verwaltung, andererſeits aber darin ihren Grund, daß der 
mit dem citirten Geſetze errichtete Verwaltungsgerichtshof eine Inſtitu⸗ 
tion iſt, welche von allen in anderen Culturſtaaten zur Verwirklichung 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit eingeführten Inſtitutionen weſentlich 
und grund verſchieden iſt. 

Die Eigenthümlichkeit des öſterr. Verwaltungsgerichtshofes liegt 
nicht darin, daß derſelbe lediglich Caſſationsinſtanz iſt (§ 7), denn ein 
auf einer von unten herauf eingeführten Verwaltungsgerichtsbarkeit als 
deren organiſches Glied aufgebauter oberſter Reichsverwaltungsgerichts⸗ 
hof wird ſachgemäß immer nur ein Caſſationshof ſein können. Die Eigen⸗ 
thümlichkeit und das Weſen des öſterreichiſchen Verwaltungsgerichtshofes 
liegt vielmehr darin, daß der Gegenſtand der öſterreichiſchen Verwal⸗ 
tungsgerichtsbarkeit ein Streit zwiſchen der Verwaltung und dem Ein⸗ 
zelnen iſt, welcher durch eine Geſetzeswidrigkeit der Verwaltung in ſeinem 
Recht verletzt zu ſein hehauptet, daß die öſterr. Verwaltungsgerichtsbar⸗ 
keit in der Judicatur über dieſen Streit beſteht, und ſomit mit der⸗ 
ſelben beginnt und endet, daß zur Judicatur über dieſen Streit, als 
einzige, und ſomit als erſte und letzte Inſtanz ein Gerichtshof für das 
geſammte Staatsgebiet berufen iſt, und daß der Verwaltungsgerichtshof 
als erſte und einzige Inſtanz Caſſationshoſ iſt. Mit einem Worte die 
mit dem Geſetze vom 22. Oetober 1875 in Oeſterreich eingeführte Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit hat ihre, ſie von der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
aller anderen Culturſtaaten unterſcheidende Eigennatur darin, daß die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit lediglich in der eaſſatoriſchen Judicatur 
eines einzigen Gerichtshofes beſteht. 

Zwar iſt es verſucht worden, die entſcheidende Thätigkeit der ad⸗ 


| minifteaioen Behörden als eine bereits beſtehende Verwaltungsjuris⸗ 


diction und den Verwaltungsgerichtshof als die letzte Inſtanz in dieſem 


liegt aber eine dem beſtehenden Rechtszuſtande nicht entſprechende Fiction. 
Ihr widerſpricht zunächſt die dem Geſetze vom 22. October 1875 eigen⸗ 
thümliche Conſtruction des Gegenſtandes der Judicatur des Gerichts⸗ 
Hofes als eines Streites zwiſchen der Verwaltung und dem Einzelnen ). 

Ihr widerſpricht ſodann die Organiſation der ſtaatlichen wie 


| Vergleiche hierüber die Nummern 17 und 19 diefer Zeitſchrift aus dem 
Jahre 1873, insbeſondere Seite 74. 


autonomen Verwaltungsbehörden, welche nie und nimmer als Verwal⸗ 
tungsgerichte aufgefaßt werden können. 

Jusbeſondere die ſtaatlichen Verwaltungsbehörden entbehren durch 
ihre ſtaatsgrundgeſetzlich feſtgeſtellte politiſche Verantwortlichkeit, durch 
ihre Organiſation als Einzelnbehörden in allen Inſtanzen, durch die 
leichte Abſetzbarkeit der bei denſelben beſtellten Beamten und wegen des 
Mangels eines allgemein vorgeſchriebenen ſtrengen proceſſualen Verfahrens 
aller Momente, die zu deren Auffaſſung als Verwaltungsgerichte er⸗ 
forderlich wären. Aber auch die Thätigkeit der autonomen Verwaltungs⸗ 
organe mit deren politiſcher Parteiprovenienz kann als eine verwaltungs⸗ 
jurisdictionelle nicht gelten. Dagegen hat jene Auffaſſung ihre Berechti⸗ 
gung, welche in dem Verwaltungsgerichtshofe den hohen Areopag ſieht, 
welcher über der unendlichen Vielgeſtaltigkeit der öffentlichen Rechts⸗ 
verhältniſſe in den öſterreichiſchen Landen, ein Fels im Meere daſtehend, 
der Verwaltung, als der für den gedeihlichen Beſtand des Staates 
wichtigſten Thätigkeit, das richtige Maß und Ziel, die allgemeine Richt⸗ 
ſchnur zu geben, und in der Verwaltung das Recht und das un⸗ 
ſchätzbare Gut der Reichs- und Rechtseinheit zu wahren und zu 
hüten hat. 

Daß dieſer hohen und idealen Aufgabe der Verwaltungsgerichts⸗ 
hof in vollſtem Maße gerecht werde, muß der Wunſch jedes Patrioten ſein. 

Von dieſem Standpunkte aus iſt es nur bedauerlich, daß dieſe 
Thätigkeit des Gerichtshofes nur dann eintritt, „wenn ſich Jemand in 
ſeinen Rechten verletzt“ erachtet und daß daher das hohe Hüteramt da⸗ 
von abhängig iſt, ob dem erſten beſten ſein verletztes ſubjeetives Recht 
zu verfolgen beliebt, und daß dasſelbe nicht überall eintritt, wo das 
öffentliche Recht verletzt iſt. 

Es ſind vornehmlich zwei Punkte, auf welche die Erwartung 
über die Thätigkeit des Verwaltungsgerichtshofes mit beſonderem In⸗ 
tereſſe gerichtet iſt, und zwar: 

1. darauf, in welchem Maße die Judicatur des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes in Anſpruch genommen werden wird, und 

2. wie ſich die Competenz des Verwaltungsgerichtshofes in praxi 
geſtalten wird. 

Ueber den erſten Punkt ein beſtimmtes Urtheil abzugeben, 
könnte nur zu leicht zum Rufe eines falſchen Propheten führen. Es 
muß genügen die Anhaltspunkte zur Beantwortung dieſer Frage her⸗ 
vorzuheben, welche einerſeits das Geſetz ſelbſt, andererſeits die bisherige 
Praxis des Reichsgerichtes, ſoweit dasſelbe über ſtreitige Angelegen⸗ 
heiten des öffentlicheu Rechtes zu entſcheiden hat, gewährt. 

Dem Geſetze ſelbſt wohnt offenbar die Tendenz inne, daß die 
Thätigkeit des Gerichtshofes in Ausnahmsfällen einzutreten habe. Die 
Jurisdiction desſelben iſt eine extraordinaria und keine ordinaria. 
Denn derſelbe ſoll Abhilfe gewähren nur gegen Entſcheidungen und 
Verfügungen der Verwaltungsbehörden, die im adminiſt rativen 
Inſtanzenzuge rechtskräftig ſind. Unmöglich kann ein Geſetz 
die Thätigkeit eines Gerichtshofes als eine regelmäßig gegen die ad⸗ 
miniſtrativen Entſcheidungen und Verfügungen in Anſpruch genommene 
beabſichtigen, deren Inanſpruchnahme den Ausſpruch zum Zwecke hat, 
daß nicht eine einzelne untergeordnete Verwaltungsbehörde, ſondern ein 
ganzer Behördeuorganismus, die Verwaltung ſelbſt, geſetzwidrig ge⸗ 
handelt habe. Es iſt ein durchgreifender Unterſchied, ob innerhalb 
Eines Behördenorganismus der Inſtanzenzug, das jus appellandi ge⸗ 
währt wird, oder ob eine Gewalt im Staate, wie die Gerichtsgewalt 
über eine andere Gewalt im Staate zur Entſcheidung berufen wird, 
und die Verwaltung als integrirender Beſtandtheil der vollziehenden 
Gewalt ſteht neben der richterlichen Gewalt ebenbürtig da. Dieſe Teu⸗ 
denz des Geſetzes findet ihren klaren Ausdruck im § 41, welcher eine 
Muth willensſtrafe bis 1000 fl. zuläßt. 8 

Auch das vor dem Verwaltungsgerichtshofe eingeführte öffent⸗ 
liche und mündliche Verfahren iſt ein Hinderniß einer allzu häu⸗ 
figen Inauſpruchnahme des Verwaltungsgerichtshoſes. 

Hierin liegt eine Thatſache, welche leider im öffentlichen Leben 
nicht zu den Seltenheiten gehört. Es ſpielen nämlich im öffent⸗ 
lichen Leben häufig Schlagworte eine große Rolle, die, an der un⸗ 
rechten Stelle angewendet, das gerade Gegentheil der beabſichtigten 
Wirkung hervorbringen. 

Die für die richterliche Thätigkeit von der öffentlichen Meinung 
geforderte Oeffentlichkeit und Mündlichkeit des Verfahrens erſcheint in 
dem vorliegenden Falle als ein ſolches Schlagwort. Wer gegen ſie bei 
der Errichtung des Verwaltungsgerichtshofes aufgetreten wäre, den 
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hätte die geſammte öffentliche Meinung der Preſſe und die geſammte 
vulgäre Juriſtenwelt als reactionär und als einen Ketzer gegen den 
Fortſchritt der Rechtswiſſenſchaft verſchrieen. Trotzdem muß die Behaup⸗ 
tung aufgeſtellt werden, daß die Statuirung der Oeffentlichkeit und 
Mündlichkeit des Verfahrens für den Verwaltungsgerichtshof dem Zwecke, 
aus welchem die Forderung dieſer Verfahrungsweiſe entſprungen iſt, 
nicht entſpricht und daher geeignet iſt, die Thätigkeit des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes in dem vom Geſetze ſelbſt beabſichtigten Umfange nicht zur 
Entfaltung gelangen zu laſſen. Denn das Gebot der Oeffentlichkeit und 
Mündlichkeit des Verfahrens hat doch offenbar die Förderung des In⸗ 
tereſſes des rechtsſuchenden Volkes zum Zwecke. Es iſt aber nicht im 
Intereſſe des rechtſuchenden Volkes, wenn für einen Gerichtshof, der 
als der Einzige im Mittelpunkt des Reiches für eine Bevölkerung von 
mehr als 20 Millionen Seelen judicirt, ein Verfahren eingeführt wird, 
welches das perſönliche Erſcheinen des Rechtſuchenden oder ſeines Be⸗ 
vollmächtigten erfordert. Dies macht es dem Unbemittelten, der nicht 
in der Reichshauptſtadt ſelbſt oder deren nächſter Umgebung wohnt 
zur Unmöglichkeit die Rechtshilſe eines ſolchen Gerichtshofes in Anſpruch 
zu nehmen. Sogar die Wohlthat, daß für die Verhandlung ſelbſt der 
Advocatenzwang beſeitigt iſt, wird hier zur Plage, weil ihre Conſequenz 
die Nichtgewährung des Armenrechtes iſt. Die Schriftlichkeit des Ver⸗ 
fahrens beim Verwaltungsgerichtshofe wäre dem gegenüber eine 
wahre Wohlthat dem Volke geweſen. Es liegt daher hier einer der 
vielen Fälle vor, wo das volksthümliche Gebot der Oeffentlichkeit und 
Mündlichkeit des Verfahrens durch deſſen ſchablonenhafte Anwendung 
die volle Entfaltung einer ſegensreichen Inſtitution hemmen muß '). 

Einen zweiten Anhaltspunkt zur Beurtheilung der in Rede 
ſtehenden Frage, gewährt — wie geſagt — die bisherige Praxis des 
Reichsgerichtes. Den beſten Aufſchluß herüber gibt die vou Freiherrn 
Dr. Anton Hye herausgegebene Sammlung der Erkenntniſſe des 
Reichsgerichtes Wien 1874 und 1876. Inſoferne das Reichsgericht 
Competenzgericht iſt, kommmt deſſen Praxis hier in keiner Weiſe in 
Betracht. Dagegen hat dasſelbe zugleich eine Competenz in ſtreitigen 
Angelegenheiten des öffentlichen Rechtes und insbeſondere inſofern, als 
dasſelbe über Beſchwerden der Staatsbürger wegen Verletzung der 
ihnen durch die Verfaſſung gewährleiſteten politiſchen Rechte zu ent⸗ 
ſcheiden berufen iſt, iſt die Competenz desſelben von der Competenz des 
Verwaltungsgerichtshofes lediglich dadurch verſchieden, daß die der Ju⸗ 
dicatur des Reichsgerichtes unterſtellten Rechte „von der Verfaſſung ge⸗ 
währleiſtete politiſche Rechte“ ſind. Im Verlaufe einer Zeit von ſechs 
und einem halben Jahre iſt das Reichsgericht zum Schutze dieſer 
Rechte nur 19mal in Verhandlung getreten. 

Hiebei kommt allerdings in Betracht, daß es ſich hier nicht um 
Vermögensrechte, vielmehr um Rechte handelt, deren Wahrung einem 
großen Theile der Bevölkerung immer noch mehr oder weniger fern 
ſteht. Dagegen wird vorausſichtlich das Gebiet des Finanzrechtes die 
Thätigkeit des Verwaltungsgerichtshofes in ausgedehnten Maße in An- 
ſpruch nehmen. 

Die zweite Frage, wie ſich nämlich die Competenz des Ver⸗ 
waltungsgerichtshofes in praxi geſtalten werde, iſt einerſeits nach den 
gegenſtändlichen, anderſeits nach den zeitlichen Grenzen dieſer Competenz 
zu erörtern. 

In der erſteren Beziehung erweckt es zu näch ſt unſer Intereſſe, 
wie die Praxis des Gerichtshofes den Begriff: die Rechte Jemandes, 
„ſeine Rechte“ und damit die Legitimation zur Einbringung einer Klage 
gegen die Verwaltung beim Verwaltungsgerichtshofe feſtſtellen wird. 

Ueber die Umgrenzung derjenigen Rechte, deren Verletzung zur 
Klage beim Verwaltungsgerichtshofe legitimirt, hat bereits ein Theil 
der an die Oeffentlichkeit getretenen literariſchen Beurtheilung des 
Entwurfes die eigenthümlichſten Blaſen getrieben. Nach dem Wort⸗ 
laute des Geſetzes ſcheint allerdings angenommen werden zu müſſen, daß ſub⸗ 
jective Rechte überhaupt und daher ſowohl öffentliche als Privatrechte des 
Schutzes des Verwaltungsgerichtshofes theilhaft werden ſollen. Dagegen wird 
erſt die Praxis des Gerichtshofes feſtſtellen müſſen, ob zur Sachlegitima⸗ 
tion vor dem Verwaltungsgerichtshofe ein beſtimmtes concretes Recht er⸗ 
forderlich iſt, welches dem Klageführenden aus einem beſonderen Rechts⸗ 
titel oder aus einer beſonderen geſetzlichen Beſtimmung zuſteht, oder 


) Dem kaun nicht entgegengehalten werden, daß der Gerichtshof auch im 
Falle des Nichterſcheinens der Partei zu verhandeln, und was Rechtens iſt, 
zu erkennen hat. 
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aber ob der Begriff des zur Klage legitimirenden Rechtes zu einem 
cajus interest erweitert wird und damit fogar bis an das Gebiet der 
Popularaction geſtreift, wenn nicht in dasſelbe übergegriffen werden wird. 

Uns ſcheint nur die erſtere Auffaſſung in dem Geſetze ihre 
Berechtigung zu haben, ſo daß Jedermann, der an den Gerichtshof 
geht, erforderlichen Falles das Recht und den beſonderen Rechts- oder 
Geſetzestitel benennen können muß, aus welchem ihm das Recht ſeiner 
Anſicht nach zuſteht. Allgemeine Meuſchen⸗ und Naturrechte, die in 
keinem Geſetze ihre Sanction gefunden haben, berechtigen nach dem 
Geſetze über den Verwaltungsgerichtshof nicht zur Klageführung bei 
demſelben. 

Im Publicum beſtehen hierüber zum Theil die ausſchweifendſten 
Vorſtellungen, die erſt durch die Praxis ihre Correctur finden werden. 
Es wird dies eine der ſchwierigſten Aufgaben des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes ſein: den theoretiſchen Begriff des ſubjectiven Rechtes 
in das öſterreichiſche Staatsrecht zu überſetzen, und unſeres Erachtens 
iſt das einer derjenigen Punkte, welchem mit der größten Spannung 
entgegengeſehen werden muß. 

Eben ſo ſchwierig wird es ſodann ſein die gegenſtändliche Com⸗ 
petenz zwiſchen dem Reichsgerichte und dem Verwaltungsgerichte feſtzuſtellen. 

Hierüber wird nach dem Geſetze vom 22. October 1875, R. 
G. Bl. Nr. 37 de 1876 ein aus je 4 Mitgliedern beider Gerichtshöſe 
zuſammengeſetzter Senat unter dem Vorſitze des Präſidenten des 
oberſten Gerichtshofes (oder deſſen Stellvertreters) zu entſcheiden haben. 

Ueber dieſen Punkt iſt bereits eine kleine literariſche Fehde ent⸗ 
brannt. Der Motivenbericht der Regierungsvorlage über den Ver⸗ 
waltungsgerichtshof hat nämlich zwei Gründe hervorgehoben, weßhalb 
Competenzeonflicte zwiſchen beiden Gerichtshöfen entſtehen werden, 
einerſeits weil Begriff und Umfang der durch die Verfaſſung gewähr⸗ 
leiſteten politiſchen Rechte nirgends feſtgeſtellt iſt, und anderſeits, weil 
„die vage Faſſung und der ſchwer definirbare Sinn des Art. 35 
lit. a des St. G. G. über das Reichsgericht dieſes ſchon zu wieder⸗ 
holten Malen veranlaßt hat, ſich für Streitfragen competent zu erklären, 
welche doch wohl vor das Forum des Verwaltungsgerichtshofes gehören.“ 

Dieſen gegen die Competenz des Reichsgerichtes in einer Anzahl 
von Fällen, in welchen ſich dasſelbe competent erklärte, erhobenen 
Zweifel hat Hye in der Einleitung zu ſeiner oben erwähnten Samm⸗ 
lung aufgefaßt, um denſelben in ſcharfer Weiſe zu bekämpfen. Ins⸗ 
beſondere ſind es die unter Nummer 18, 20, 25, 27, 32, 34, 43 
und 47 der Hye'ſchen Sammlung mitgetheilten Erkenntniſſe, welche den 
vorliegenden Streitpunkt bilden. Es handelt ſich in dieſen Fällen faſt 
durchgehends um Anſprüche einzelner Perſonen aus einem Staatsdienſte 
an einzelne Miniſterien, beziehungsweiſe an das Staatsärar. Hiernach 
iſt die Beſtimmung des citirten Artikels, daß das Reichsgericht über 
Anſprüche von Gemeinden, Körperſchaften oder einzelnen Perſonen an 
die Geſammtheit der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder, wenn ſolche Auſprüche zur Austragung im ordentlichen Rechts⸗ 
wege nicht geeignet ſind, zu eutſcheiden hat, ſpeciell die Interpretation 
des Ausdruckes „Geſammtheit der im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder“, das punctum litis. e 

Hye faßt die Anſchauung des Reichsgerichtes über deſſen dies⸗ 
fällige Competenz in folgendem Rechtsſatze zuſammen: „die Judicatur 
über Anſprüche öffentlich rechtlicher Natur einer einzelnen Perſon 
(beziehungsweiſe einer Körperſchaft oder Gemeinde) an das Staatsärar 
der Geſammtheit der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder 
fällt, ſobald dieſelbe unmittelbar aus einem Geſetze abgeleitet wird, in 
die Competenz des Reichsgerichtes und nicht des Verwaltungsgerichts⸗ 
ofes.“ 
= Dem entgegen wurde in den in Rede ftehenden Fällen von dem 
Regierungsvertreter geltend gemacht, daß unter dem Ausdrucke „Ge⸗ 
ſammtheit“ der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder 
nicht der Staat und beziehungsweiſe die Regierung verſtanden werden 
können. 

Wenn hingegen die Auffaſſung des Reichsgerichts, daß alle 
Anſprüche öffentlich rechtlicher Natur Subjectivberechtigter an den 
Staat beziehungsweiſe die Regierung zur Competenz desſelben ge⸗ 
hören, — entgegen der Anſchauung der Regierung — durch den 
gemiſchten Senat ihre Sanction erhielt, dann wäre dies in der That 
ein beträchtlicher Abſtrich von der Eompetenz des Verwaltungs⸗ 
erichtshofes. 0 
— ne wird hier der ſubtile Unterſchied gemacht, ob der 
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Auſpruch unmittelbar aus einem Geſetze oder unmittelbar aus einer 
geſetzwidrigen Entſcheidung oder Verfügung abgeleitet wird. Aber dem 
iſt entgegenzuhalten, daß — abgeſehen davon, ob aus einer geſetzwidrigen 
Entſcheidung oder Verfügung überhaupt ein Anſpruch abgeleitet werden 
kann — auch in den ſpeciell in Rede ſtehenden Fällen, welche der 
Judicatur des Reichsgerichtes vorbehalten fein ſollen, der Anſpruch nicht 
unmittelbar, ſondern durch das Medium der den Staatsdienſt verleihen⸗ 
den Verfügung aus dem Geſetze abgeleitet wird und daß die Hilfe 
des Gerichtes doch erſt in Anſpruch genommen wird, wenn der Auſpruch 
durch eine Entſcheidung oder abweisliche Verfügung abgelehnt worden 
iſt und wenn daher eine behauptete geſetzwidrige Entſcheidung oder 
Verfügung vorliegt. Dieſe Unterſcheidung hätte daher keine geſetzliche 
Begründung. Somit iſt auch dieſe Frage eine ſolche, deren Löſung 
mit berechtigtem Intereſſe entgegengeſehen werden kann. 

Was endlich die zeitlichen Competenzgrenzen anlangt, ſo 
ſcheint uns aus der Verſchiedenartigkeit der Diction der 88 47 und 
49 und zwar in den Ausdrückeu „der Gerichtshof beginnt feine 
Thätigkeit“ und „Wirkſamkeit des gegenwärtigen Geſetzes“ klar 
hervorzugehen, daß dieſe Wirkſamkeit und damit das Recht, die Rechts⸗ 
hilfe des Verwaltungsgerichtshofes in Anſpruch zu nehmen, am 45. Tage 
nach der Kundmachung des Geſetzes eingetreten iſt und daher bereits alle 
nach den 45. Tage rechtskräftig gewordenen adminiſtrativen Entſcheidungen 
und Verfügungen vor dem Verwaltungsgerichtshofe anfechtbar ſind, und daß 
der nach § 47 am 2. Juli eingetretene Beginn der Thätigkeit des 
Gerichtshofes eine andere Bedeutung habe, als der Beginn der Wirk⸗ 
ſamkeit des Geſetzes. Die Vorſchrift des § 47 hatte die Bedeutung, 
daß mit dem 2. Juli die Ernennungen für den Gerichtshof erfolgt 
und derſelbe gebildet ſein mußte und daß derſelbe von dieſem Zeit⸗ 
punkte angefangen ſeine Amtshandlungen von der Entgegennahme der 
eingebrachten Beſchwerden an aufzunehmen verpflichtet war und iſt. Aller⸗ 
dings wurde durch die Beſtimmung des § 47 in einzelnen Fällen die 
60 tägige Friſt des S 14 für die Einbringung der Beſchwerden verkürzt. 

= 5 * 

Möge der junge Gerichtshof unſerem Vaterlande auch in feiner 
vielfach umengten Geſtaltung zum Segen wirken! 

Dr. Rudolf Korb. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Entbindungskoſten für Schüblinge find nicht unter die im § 15 
des Schubgeſetzes angeführten Schüblingsverpflegskoſten zu ſub⸗ 
ſumiren. 


Barbara K. aus T. in Böhmen, wurde mit dem Erkenntniſſe 
des Gemeindevorſtandes von H. in Niederöſterreich ddo. 1. November 
1873 auf den Schub geſetzt. In der Schubſtation Gf. wurde dieſelbe 
am 3. November 1873 von Geburtswehen überraſcht und ſind aus 
dieſem Anlaſſe 3 fl. für Entbindungskoſten erwachſen, welche der 
Gemeinde Gf. als Schubauslage paſſirt wurden. ö 

Der böhmiſche Landesausſchuß verweigerte den Erſatz dieſer 
Auslage weil Entbindungskoſten nicht unter Schubauslagen gehören. 

Der niederöſterreichiſche Landesausſchuß ſah ſich veranlaßt das 
Miniſterium des Innern um die Entſcheidung zu bitten, ob die beim 
Schube erwachſenen Entbindungskoſten als Schubkoſten zu behandeln 
ſind, oder ob dieſelben jener Gemeinde, in der ſie auflaufen, zur Laſt 
zu ſallen haben. 

Der böhmiſche Landesausſchuß führte nämlich aus, daß im § 15 
des Schubgeſetzes vom 27. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 88, im 
Miniſterial⸗Erlaſſe vom 16. März 1873, Z. 1287, M. J. (Statt⸗ 
halterei⸗Kundmachung vom 3. Mai 1873, Z. 23237, L. G. Bl. Nr. 
27) und in der Statthalterei⸗Kundmachung vom 25. Februar 1874, 
3. 1131 ſpeciell nicht betont erſcheine, wie ſich bezüglich der Ent⸗ 
bindungs⸗ ſowie auch bezüglich der Beerdigungskoſten bei Schüblingen 
zu benehmen ſei. Die Entbindungskoſten ſeien nicht zur Kategorie der 
nach dem Miniſterial⸗Erlaſſe vom 16. März 1873, 3. 1287, M. J. 
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Verordnung der oberöſterreichiſchen Landeshauptmaunſchaft vom 4. 
Auguſt 1746 und der niederöſterreichiſchen Verorduung vom 24. Auguſt 
1746 ſeien hochſchwaugere Weibsperſonen nicht abzuſchieben, ſondern 


Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den erzherzoglichen Biblio⸗ 


| thefs- und Gallericofficial Eduard Chmelarz zum Cuſtos am k. k. öfter. Mu⸗ 
| ſeum für Kunſt und Junduſtrie ernannt. 


Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpeetor Rudolf Glaſer zum Steuer⸗ 


ſei denſelben von der Gemeinde des Ortes das Unterkommen, ſowie die Oberinſpector im Bereiche der nieder⸗öſterr. Finanzlandesdirection ernannt. 


nöthige Hilfe und der Unterhalt ſammt dem Bedarf des Kindes zu 
verſchaffen. Das Erkenntniß auf eine derlei Nichtabſchiebung müſſe ſich 
wohl auf die ärztliche Unterſuchung ſolcher Individuen ſtützen und es 
könne dann eine Entbindung während des Schubes nicht eintreten. 
Sollte aber ungeachtet der ärztlichen Unterſuchung doch eine Entbindung 
am Wege ſtattfinden, ſo müſſe wohl die Verſorgung bis zur Möglich⸗ 
keit des Weitertransportes jener Gemeinde obliegen, wo die Entbindung 
vorgekommen iſt. Derlei Koſten könnten aber nicht dem Landesfonde 
zur Laſt fallen und wären, wenn ſie nicht von der Unterkunftsgemeinde 
getragen werden ſollten, nach 88 28 und 29 des Heimatgeſetzes und 
den SS 12 und 34 der Armengeſetzes von der Heimats- beziehungs⸗ 
weiſe politiſchen Gemeinde zu tragen. 

Die Statthaltereien für Böhmen und Niederöſterreich ſprachen 
ſich dahin aus, daß die Entbindungskoſten für Schüblinge nicht unter 
die im 8 15 des Schubgeſetzes angeführten Verpflegskoſten zu ſubſumiren, 
ſondern im Sinne der §s 28 und 29 des Heimatgeſetzes von der 
Heimatgemeinde zu erſetzen ſind. a 

Das Miniſterium des Innern hat ſich unterm 15. April 1876, 
3.2347 dahin ausgeſprochen, „daß es die von den Statthaltereien für 
Böhmen und Niederöſterreich ausgeſprochene Anſicht, wornach Ent⸗ 
bindungskoſten für Schüblinge nicht unter die im § 15 des Geſetzes 
vom 27. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 88 angeführten Verpflegskoſten 
zu ſubſumiren ſind, geſetzlich für begründet erachte“. K. 


Verordnung. 


Erlaß des Miniſteriums des Junern an die Statthaltereien in Wien, Brünn, 

Prag, Lemberg, Graz und Junsbruck; dann au die Landesregierung in Czerny⸗ 

witz dde. 1. Juni 1876, 3. 2209, betreffend die kuterſtellung der Studenten⸗ 
verbindungen unter das Vereinsgefetz. 

Im Einvernehmen mit dem k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht 
findet das Miniſterium des Innern in der Erwägung, daß weder das Geſetz 
über das Vereinsrecht vom 15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 134, noch auch 
ein anderes ſeither erfloſſenes Geſetz Sonderbeſtimmungen über Studenten⸗Ver⸗ 
eine enthalten, hiermit anzuordnen, daß alle bereits beſtehenden Studenten⸗Ver⸗ 
bindungen, welche als Vereine im Sinne des Geſetzes vom 15. November 1867, 
R. G. Bl. Nr. 134, anzuſehen und nicht bereits nach den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes gebildet find, ſich bei Vermeidung der geſetzlichen Folgen binnen 3 Mo⸗ 
naten vom Tage der Verlautbarung dieſer Anordnung den gedachten Vorſchriften 
gemäß zu beuehmen, ſomit umzubilden, oder aber aufzulbſen haben, — daß 
ferner alle künftig entſtehenden ſolchen Verbindungen nur nach den Beſtimmungen 
des mehr bezogenen Geſetzes ſich conſtituiren dürfen. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialrath und Vorſtand des Präſidial⸗ 
bureau im Miniſterium des Innern Rudolf Ritter v. Breisky zum Sections⸗ 
chef ebendaſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfmanzrathe und Finanz⸗Bezirksdirector 
in Graz Ludwig Pokorny den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben die für den Bereich der ſteiermärkiſchen Finanzlandes⸗ 
direction erledigte Oberfinanzrathsſtelle dem Oberfinanzrathe bei der Finanz⸗ 
Landesdirection in Prag Alois Kurnig verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit dem Titel eines Oberrechnungsrathes 
bekleideten Rechnungsrath Franz Zeidler zum Rechnungsdirector und Vorſtande 
des Rechnungsdepartements bei der ſteiermärkiſchen Statthalterei ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Haupt⸗Steuereinnehmer Karl Schmid tarfrei 
den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat die Ingenieure Julius Romano Ritter 
von Ringe und Franz Hoffmann zu Oberingenieuren, dann die Architekten 
Karl Schaden und Theodor Höd! zu Ingenieuren im Miniſterium des 
Innern ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzcommiſſär Wilhelm Schlinden buch 
zum Finanz⸗Obercommiſſär für den Bereich der Finanz⸗Landesdirection in 
Prag ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Rudolf Bſteh zum 
Statthaltereiſecretär in Nied.⸗Oeſterr. ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Adjuncten am Wiener Thierarzunei⸗ 
Inſtitute Joſef Swaty zum Landesthierarzte für das Küſtenland ernaunt. 
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Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrath Hugo Bauſenwein zum 
Oberrechnungsrathe bei der Generaldirection der k. k. Tabakregie ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Karl Prinz zum Steuer⸗ 
oberinſpector im Bereiche der böhmiſchen Finanz⸗Laudes⸗Direction ernannt. 

Der gemeinſame oberſte Rechnungshof hat den Rechnungsrathsadjuncten 
Karl Scherak zum Rechnungsrathe daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 

Rechnungsrathsſtelle im Rechuungsdepartement der Geueraldirection der 

9 75 ae in Wien in der achten Rangsclaſſe, bis Ende Juli. (Amtsbl. 
r. 142. 

Oberamtsofficialsſtelle beim k. k. Lottoamte in der neunten Rangsclaſſe 
gegen Caution eventnell eine oder mehrere Officials⸗ und Aſſiſtentenſtellen bei 
einem der k. k. Lottoämter in der zehnten beziehungsweiſe eilften Rangsclaſſe, 
bis Ende Juli. (Amtsbl. Nr. 143.) 

Forſtaſſiſtentenſtelle im Bereiche der Wiener k. k. Forſt⸗ und Domänen⸗ 
direction in der eilften Rangsclaſſe, bis 15. Juli. (Amtsbl. Nr. 143.) 

Zwei Poſtaſſiſtentenſtellen bei der k. k. Poſtdirection für Oeſterreich 
unter der Enns mit 600 fl. Jahresgehalt gegen Caution bis Ende Juli. 
(Amtsbl. Nr. 143.) 


In der Manz'ſchen k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buch⸗ 
handlung in Wien ſind erſchienen: 


Die Geſetze vom 22. October 1875 
über den 
Bermaltungsgerichtshof. 
Mit Materialien und Erläuterungen von 
Dr. Paul Gautſch von Frankeuthurn. 
15. Bogen. 8. Elegant geheftet. Preis 1 fl. 50 kr. 


Reichsgericht und Verwaltungsgerichtshof 
im Zuſammenhange mit den fonftigen geſetzlichen Einrichtungen zum 
Rechtsſchutze gegen Rechtsverletzungen durch öffentliche Organe 
und zur 
Eutſcheibunug der Competeuz⸗Couflikte in Oeſterreich 
dargeſtellt von 
Dr. Karl von Kißling. 
VIII und 104 Seiten, gr. 8°. geh. Preis 80 kr. 


Beiträge zur Theorie des Verwaltungsrechtes 
von Dr. Karl von Kißling. 


Formelles Verwaltungsrecht — Verwaltungsgerichtsbarkeit. 
2 Hefte. gr. 80. geh. Preis à 50 kr. 


Handhuch für den politiſchen Verwaltungsdienſt 
in den 
im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern 
mit beſonderer Berückſichtigung 
der dieſen Ländern gemeinſamen Geſetze und Verordnungen. 
Herausgegeben von Ern ſt Mayerhofer, k. k. Statthaltereirath. 
Dritte, vermehrte, vollſtändig ungearbeitete Auflage. 1876. 
Erſter formeller Theil. 
VIII. u. 540 Seiten gr. 8. geh. Preis fl. 6. — 
Zweiter materieller Theil erſte Abtheilung. 
VI. und 896 Seiten. gr. 8. geh. Preis fl. 6. 
Zweiter materieller Theil zweite Abtheilung. (Schluß.) 
Mit einem ausführlichen Sach⸗ und Materien⸗Regiſter. 
VI und 728 Seiten. gr. 8. geh. Preis fl. 6. — 2 
Prei Bände elegant gebunden fl. 21. — 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


